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Problemstellung

Wenn Rettungssanitäter:innen vor der
Notärzt:in am Einsatzort bei einer Person
ohne suffiziente Vitalfunktionen eintref-
fen, resultiert daraus in der Regel der
Beginn einer kardiopulmonalen Reani-
mation (CPR). Eine besonders heraus-
fordernde Fragestellung besteht jedoch
dann, wenn durch die betroffene Pa-
tient:in eine CPR bereits nachvollziehbar
abgelehnt worden ist. Dies könnte z. B.
im Falle einer verbindlichen oder ande-
ren Patient:innenverfügung, die entweder
vorgefunden oder durch anwesende Per-
sonen vorlegt wird, zutreffen (Infobox).
Die entscheidende und in Rettungsorga-
nisationen kontrovers diskutierte Frage
lautet, ob Rettungssanitäter:innen in die-
sem Fall eine Reanimation selbstständig
(also ohne notärztliche Entscheidung)
unterlassen oder abbrechen dürfen.

Die Entscheidung, NICHT zu reanimie-
ren,basierendauf einer verbindlichenoder
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auch „anderen“ Patient:innenverfügung,
in der lebenserhaltende Maßnahmen ein-
deutig abgelehnt werden, ist auch für
Ärzt:innen durchaus herausfordernd. Im
Sinne des Wohltuns- und Nicht-Scha-
dens-Prinzips (Georgetown-Mantra [1])
und aus Respekt vor der Wahrung der
Autonomie einer Patient:in muss diese
Entscheidung (nicht zu reanimieren) aber
so getroffen werden. Individuelle Richtli-
nien zuständiger Rettungsdienste, die in
Österreich von Bundesland zu Bundesland
unterschiedlich sein können, verpflichten
jedoch Sanitäter:innen im Falle eines Herz-
Kreislauf-Stillstands mehr oder weniger
verbindlich zur Reanimation. Dies steht
in einem Spannungsverhältnis zum ver-
fassungsrechtlich verankerten Grundrecht
auf freie Selbstbestimmung, das der Ver-
fassungsgerichtshof (VfGH) insbesondere
in seiner Entscheidung der Verfassungs-
widrigkeit der Strafbarkeit der Beihilfe
zum Suizid hervorgehoben hat [2].

Die Entscheidung, nicht zu reanimie-
ren, wird infolge der angesprochenen un-
terschiedlichen Richtlinien – je nach Erfah-
rung der Rettungssanitäter:innen und ent-
sprechend der Teamkultur der jeweiligen
Notfallmannschaft – in der Praxis individu-
ell unterschiedlich gehandhabt. Nicht zu
reanimieren stellt jedenfalls für viele Sani-
täter:innen eine schwere bis nicht hand-

habbare Herausforderung dar, sodass sie
auch bei klarer Identität der Person und
bei nachvollziehbar dokumentiertem Pati-
en:innenwillen hinsichtlich Ablehnung ei-
ner CPR reanimieren würden, bis die zu-
ständige Notärzt:in am Einsatzort einge-
troffen ist und die Entscheidung zum Fort-
führen oder Abbruch der CPR trifft.

Aus ethisch-rechtlicher Sicht stellt sich
jedenfalls zwingend die Frage, ob Sa-
nitäter:innen, die vor der zuständigen
Notärzt:in am Einsatzort ankommen, bei
einem Herz-Kreislauf-Stillstand unabding-
bar mit einer CPR beginnen müssen,
auch wenn die Identität der sterbenden
Person klar ist und von dieser Person
Wiederbelebungsmaßnahmen durch eine
Patient:innenverfügung nachvollziehbar
abgelehnt wurden.

Eswirdeinerseitsargumentiert,dassSa-
nitäter:innendieEntscheidung,nichtzu re-
animieren, nicht selbstständig treffen dür-
fen, da dies eine ärztliche Entscheidung
sein muss, andererseits gilt es aber sehr
wohl abzuwägen, ob nicht auch Sanitä-
ter:innenaufdenBeginneinerCPR verzich-
ten dürfen bzw. sogar verzichten MÜSSEN,
da der Beginn einer CPR gegen den Willen
einer Patient:in gegen das Selbstbestim-
mungsrechtderbetroffenenPatient:in ver-
stößt und dieses aber höher zu priorisieren
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Zur Wirksamkeit von „verbindlichen“ und
„anderen“ Patient:innenverfügungen
Die Novelle des PatVG aus dem Jahr
2018 unterscheidet inhaltlich zwischen
„verbindlichen“ und „anderen“ Pa-
tient:innenverfügungen. Für die sogenannte
„verbindliche“ Patient:innenverfügung
müssen bestimmte Formerfordernisse erfüllt
werden. „Andere“ Patient:innenverfügungen
erfüllen diese nicht oder nur teilweise.
Auch wenn die Formkriterien nicht
erfüllt sind, heißt dies nicht, dass andere
Patient:innenverfügungen deshalb nicht
zu beachten wären. Sie sind ebenfalls
wirksame Instrumente, damit Menschen im
Sinne der Selbstbestimmungmedizinische
Maßnahmen ablehnen können. Im Kontext
dieses Statements geht es um jede Form
der Patient:innenverfügung, in der eine
CPR nachvollziehbar abgelehnt wird. Die
Formerfordernisse für eine „verbindliche“
Patient:innenverfügung können, müssen
aber dabei nicht zwingend erfüllt sein, damit
der Patient:innenwille Beachtung finden
muss. (www.ris.bka.gv.at/geltendefassung/
bundesnormen/20004723/patvg,%20fassung
%20vom%2022.08.2021.pdf; zuletzt geöffnet
am 26.03.2023).

ist als die Richtlinien einer Berufsorgani-
sation.

Rechtliche und ethische
Perspektive

Aus den gesetzlichen Vorgaben lässt sich
keinesfalls ableiten, dass Sanitäter:innen
Patient:innenverfügungen immer miss-
achten dürften (d. h. immer reanimieren
müssten), bis die eintreffende Notärzt:in
über das weitere Prozedere entscheidet.
Gleich wie Ärzt:innen sind auch Sanitä-
ter:innen an den verbindlich geäußerten
Willen einer Patient:in gebunden, sofern
sich dieser in der Notfallsituation erfassen
lässt, und müssten auch formal nicht-
verbindliche Festlegungen beachten [3].
Dies ergibt sich auch aus dem in § 110
des Strafgesetzbuchs (StGB) normierten
Verbot der eigenmächtigen Heilbehand-
lung, das nicht nur für Ärzt:innen gilt,
sondern für alle Personen, die eine me-
dizinische Maßnahme setzen, sei diese
auch noch so niederschwellig [4]. Eine
Ausnahme sieht § 110 Abs 2 StGB nur
für Notfallsituationen vor, in denen der
Patient:innenwille nicht eingeholt werden
kann. Dies ist bei vorhandenen Voraus-
verfügungen wie Patient:innenverfügung,

Vorsorgevollmacht oder einem ärztlich
bestätigten Krisen-/Notfallblatt für das
Behandlungsteam jedoch nicht der Fall.
Halmich führt dazu aus: „. . . gibt es keine
Hinweise auf die Unwirksamkeit der ver-
bindlichen Patient:innenverfügung, so
muss die Behandlung ohne Befassung ei-
ner Vertreter:in unterbleiben“ und „. . . bei
allen anderen Vorsorgeinstrumenten hat
der Sanitäter bzw. der Notarzt eine Ent-
scheidungshilfe, muss jedoch im Einzel-
fall selbst die Aktualität und den Inhalt
der Vorausverfügung bewerten“ [5]. Dies
steht z. B. im Einklang mit der Tatsache,
dass Sanitäter:innen im Rahmen ihrer
Kompetenzen im Notarztwesen auch die
Entscheidungsfähigkeit einer Patient:in
beurteilen dürfen [6]. Auch nach Empfeh-
lung des Europäischen Rats für Wieder-
belebung (ERC) sollen professionelle Hel-
fer:innen erwägen, eine Reanimation nicht
zu beginnen, wenn unter anderem eine
gültige und zutreffende Vorausverfügung
vorliegt, sofern dies im Notfall zu erfassen
ist oder wenn Reanimationsmaßnahmen
gegen die Wertvorstellungen und Präfe-
renzen der Patient:in verstoßen würden
oder die Maßnahmen als aussichtslos zu
betrachten wären [7]. Halmich empfiehlt
rasch erfassbare Notfall- oder Krisenblät-
ter bereitzulegen [8]. Weiters hält Halmich
fest, dass „speziell Pflegepersonen in Pfle-
ge- und Betreuungseinrichtungen bei
Personen, bei denen das Sterben erwar-
tet wird und dies ärztlich vorab geklärt
wurde, feststellen dürfen, dass aktuell
keine Lebensrettungsmaßnahmen mehr
durchgeführtwerden . . . “ [9].

Rettungssanitäter:innen haben eine
ausführliche Ausbildung (100h) zu „Maß-
nahmen bei speziellen Notfällen“, davon
25h Recht. Gleich wie es auch das Ärzte-
gesetz in § 49 vorschreibt [10], müssen
Rettungssanitäter:innen ihre Tätigkeit ge-
wissenhaft ausüben und das Wohl der
Patient:innen und der betreuten Perso-
nen nach Maßgabe der fachlichen und
wissenschaftlichen Erkenntnisse und Er-
fahrungen wahren. Sie müssen unter
anderem selbstständig und eigenverant-
wortlich die Versorgung und Betreuung
kranker, verletzter und sonstiger hilfsbe-
dürftiger Personen durchführen [11]. Es
stellt sich also durchaus die Frage, ob eine
Berufsgruppe, die für die Versorgung von
Notfällen in besonderer Weise ausgebildet

und trainiert ist, das Recht haben soll, sich
prinzipiell über denklar geäußertenWillen
(nicht reanimiert werden zu wollen) einer
Person hinwegsetzen zu dürfen. Die mit
dem Willen des Betroffenen in Konflikt
stehende (vermeintliche?) Berufspflicht
einer Sanitäter:in, immer reanimieren zu
müssen, bis Ärzt:in vor Ort ist, würde damit
höher gewichtet werden als das Recht auf
Autonomie der sterbenden Person. Dies
würde eindeutig dem erwähnten verfas-
sungsrechtlich verankerten Grundrecht
auf freie Selbstbestimmung widerspre-
chen.

Nach Meinung der Autor:innen entbin-
det eine Patient:innenverfügung, in der
lebenserhaltende Maßnahmen abgelehnt
werden, Medical Professionals und alle an-
derenMenschen,diezueinemNotfall kom-
men, nicht nur von der Verpflichtung zu
reanimieren, sondern sie entzieht diesen
vielmehr die Berechtigung zur Reanimati-
on, denn die sterbende Person hat unter
Wahrnehmung ihres Rechts auf Selbstbe-
stimmung diese Maßnahme ausdrücklich
abgelehnt. EineCPR trotzdemdurchzufüh-
ren stellt eine Verletzung des Rechts auf
freie Selbstbestimmung dar und ist als ei-
ne eigenmächtige Heilbehandlung straf-
bar (§ 110 StGB). Die Pflicht, das Selbstbe-
stimmungsrechtvonPatient:innen imRah-
menmedizinischer Entscheidungsfindung
zuachten,gilt füralleMedicalProfessionals
gleichermaßen und daher selbstverständ-
lich auch für die Berufsgruppe der Notfall-
und Rettungssanitäter:innen sowie für al-
le anderen Menschen, die von einer Pa-
tient:innenverfügung Kenntnis haben, der
Sprache und Schrift mächtig sind, also le-
sen und hören und somit die Erfordernisse
fürdieWirksamkeitundGültigkeiteinerPa-
tient:innenverfügung erkennen können.

Das von Sanitäter:innen häufig vorge-
brachte Argument, reanimieren zu müs-
sen, weil der/die Notärzt:in von Angehöri-
gen (oder evtl. noch von Patient:in selbst)
gerufen wurde, ist angesichts des in ei-
ner Patient:innenverfügung nachvollzieh-
bar geäußerten Patient:innenwillens da-
hingehend, nicht reanimiert werden zu
wollen, nichtig, da es sichbeimGrundrecht
auf freieSelbstbestimmungumeinhöchst-
persönliches Recht handelt, das vom Wil-
lenAngehörigerunabhängig ist.DasRufen
des/der Notärzt:in ist dementsprechend
als ein Hilferuf nach bestmöglicher Sym-
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ptomkontrolle angesichts eines hohen Lei-
densdrucks in der Sterbephase (z. B. Angst,
Unruhe, Atemnot, Schmerzen) und nicht
als zwangsläufiger Auftrag zur CPR zu ver-
stehen.Diesgiltuneingeschränktvorallem
dann,wennklarersichtlich ist,dassWieder-
belebungsmaßnahmen von der sterben-
den Person bewusst abgelehnt werden.

Sobald eine Notärzt:in vor Ort ist, geht
die Entscheidungskompetenz über die
Durchführung medizinischer Maßnahmen
automatisch an diese:n über.

DieÜberprüfungderEchtheit/Gültigkeit
einer Patient:innenverfügung ist für alle
an einem Notfall beteiligten Personen
(alle Medical Professionals, damit auch
Notfall- und Rettungssanitäter:innen und
alle anderen anwesenden Personen) als
selbstverständlich geboten. Ebenso ist es
geboten, sich hinsichtlich der Identität
der Person zu versichern und den Namen
der betroffenen Person zu überprüfen.
Bei Zweifel zur Identität der Person, bei
Verdacht auf das Vorliegen einer illegalen
Handlung oder wenn das Einholen der
Information bzgl. des Patient:innenwillens
nicht zeitgerecht möglich ist, gilt wie im-
mer imRahmen schwierigermedizinischer
Entscheidungsfindung „in dubio pro vita“,
was letztlich auch in der Ausnahme des
§ 110 Abs 2 StGB zum Verbot eigen-
mächtiger Heilbehandlung verankert ist.
Wiederbelebungsmaßnahmen sind bei
ablehnendem Patient:innenwillen folglich
nur im Zweifel einzuleiten.

Im Falle einer erfolgreichen Reanimati-
on wird der/die Patient:in in notärztlicher
Begleitung ins Krankenhaus gebracht, wo
das weitere Prozedere ehebaldigst zu klä-
ren ist [12]. Dies kann die Beiziehung einer
ethischen (klinisches Ethik Komitee) oder
juristischenBeratungerforderlichmachen.

Fazit

Eine Reanimation durchzuführen oder auf
eine Reanimation zu verzichten, ist sowohl
für Ärzt:innen als auch für Sanitäter:innen
immer eine faktenbezogene und situati-
onsabhängige, oft nicht einfache Entschei-
dung. Es kann dennoch keineswegs eine
Verpflichtung für Rettungssanitäter:innen
abgeleitet werden, immer reanimieren zu
müssen, bis eine Notärzt:in vor Ort ist
und die Entscheidungskompetenz über-
nimmt, sondern im Gegenteil: Wenn kei-

ne Zweifel an der Identität der betroffe-
nen, sterbenden/verstorbenen Person be-
stehen, die Legalität der Situation und der
Patient:innenwille (dahingehend, nicht re-
animiert werden zu wollen) verifiziert ist,
dürfen und müssen auch Rettungssanitä-
ter:innen auf eine Reanimation verzich-
ten, selbst wenn noch keine Notärzt:in vor
Ort ist. Auf eine zeitnahe schriftliche Do-
kumentation des medizinischen Entschei-
dungsprozesses und der getroffenenMaß-
nahmen ist aus Gründen der Absicherung
zu achten. Die ARGE Ethik der ÖGARI emp-
fiehlt bei Entscheidungsprozessen am Le-
bensende eine zeitnahe schriftliche Do-
kumentation – mindestens innerhalb von
24h [13].
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